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Vortrag an den Ministerrat 

Sozialhilfe Neu und Zukunftssicherung für Kinder 

Die Bundesregierung bekennt sich zur umfassenden Weiterentwicklung der sozialen 
Sicherungssysteme im Sinne des Regierungsprogramms 2025–2029. Ziel ist es, die 
Sozialhilfe zu vereinheitlichen, Transparenz und Effizienz in der Leistungserbringung zu 
erhöhen sowie Kinder durch eine eigenständige Zukunftssicherung bestmöglich 
abzusichern. Die Sozialleistungen sollen bedarfsgerecht, integrationsfördernd und 
zukunftsorientiert ausgestaltet sein und ein Sprungbrett in die Selbsterhaltung sein. 
Zugleich muss der Grundsatz der Leistungsgerechtigkeit in Relation zu dem im Rahmen 
einer Erwerbstätigkeit erzielbaren Einkommen gewahrt bleiben. Dabei sollen 
insbesondere positive Anreize zur Arbeitsaufnahme gesetzt werden. 

Die Ziele der Reform bestehen im Wesentlichen aus drei Teilen: 

1. Bundesweite Vereinheitlichung der Sozialhilfe 

• Klare und bundeseinheitliche Rahmenbedingungen sollen Rechtssicherheit schaffen 
und gleichzeitig sicherstellen, dass Unterstützungsleistungen zielgerichtet jene 
unterstützen, die darauf angewiesen sind. 

• Die Höhe der Sozialhilfe soll österreichweit vereinheitlicht werden. 
• Für arbeitsfähige Beziehende soll die Abwicklung und Administration mit dem 

Arbeitsmarktservice (AMS) erfolgen, wodurch Synergien mit arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen genutzt und die rasche Arbeitsmarktintegration forciert wird, und 
Doppelstrukturen vermieden werden sollen. Zudem soll zur weiteren Erhöhung der 
Erwerbsbeschäftigung Aspekte, die der Ausweitung des Arbeitskräfteangebots 
entgegenstehen behoben werden. 

• Durch die Vereinheitlichung soll zudem gewährleistet werden, dass die 
Arbeitswilligkeit und die Pflicht zur Mitwirkung an der Arbeitsmarktintegration 
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laufend geprüft und sichergestellt werden sowie eine Vereinheitlichung bei 
Sanktionen und anderen Rahmenbedingungen wie Mitwirkungspflichten der 
Leistungsbeziehenden (z.B. Einsatz der Arbeitskraft) kommen. 

• Nicht-arbeitsfähige Personen sollen weiter von den Ländern betreut werden. 
Besonderes Augenmerk ist auf die Situation von Menschen mit Behinderungen zu 
nehmen. 

• Für den finanziellen Aspekt der Sozialhilfe NEU sind weiterhin die Länder 
verantwortlich. Dem Bund dürfen insofern keine finanziellen Mehrbelastungen 
erwachsen. Auf die Auswirkungen auf das gesamtstaatliche Defizit ist zu achten. 

2. Einführung eines verpflichtenden Integrationsprogramms in Verbindung 
mit einer Integrationsbeihilfe 

• Der Integrationsaspekt soll stärker in den Fokus rücken, sowie durch 
Integrationspflichten die Eigenverantwortung der Betroffenen gestärkt werden. 

• Außerdem wird entlang verfassungs- und europarechtlicher Möglichkeiten eine bis zu 
dreijährige Integrationsphase eingeführt. In dieser Integrationsphase werden 
jedenfalls weniger Leistung im Vergleich zur vollen Höhe zur Verfügung stehen. 

• Im Zusammenwirken mit den Maßnahmen des verpflichtenden Integrationsprogramm 
„ab Tag 1“ soll eine rasche Integration in den Arbeitsmarkt gelingen, der 
Deutscherwerb sowie die Wertevermittlung konsequent eingefordert werden, sowie 
die zu einem menschenwürdigen Leben erforderlichen Grundbedürfnisse abgedeckt 
werden, um dadurch die sozialen Sicherungssysteme durch gelungene Integration zu 
entlasten. Wird den Verpflichtungen nicht nachgekommen, schaffen zeitnahe 
Leistungskürzungen Verbindlichkeit. 

• Besonderer Fokus wird auf die Integration von Frauen gelegt. Bestehende Hürden zur 
Arbeitsmarktintegration von Frauen müssen abgebaut werden. 

3. Maßnahmen zur Bekämpfung von Kinderarmut und Verbesserung der 
Chancengerechtigkeit aller Kinder und Jugendlichen 

• Die Bundesregierung bekennt sich zum Ziel der Bekämpfung von Kinderarmut sowie 
der Verbesserung der Chancengerechtigkeit aller Kinder und Jugendlichen in 
Österreich. 

• Mit der Einführung einer 2-Säulen-Zukunftssicherung wird das Ziel verfolgt, 
Kinderarmut gemäß dem Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der Europäischen 
Garantie für Kinder bis 2030 zu halbieren. Um sich dem Thema Kinderarmut 
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ganzheitlich und multiprofessionell nähern und Fortschritte und Entwicklungen besser 
abbilden zu können, werden bestehende Indizes zur Kinderarmut ressortübergreifend 
definiert, weiterentwickelt und ausgeweitet. 

• Darauf aufbauend fokussiert sich Säule 1 der Zukunftssicherung auf den Ausbau von 
Sachleistungen und kindgerechter sozialer Infrastruktur. Säule 2 der 
Zukunftssicherung beinhaltet die Weiterentwicklung und Optimierung bestehender 
Transferleistungen (u. a. Anpassungen bei der Altersstaffel der Familienbeihilfe, eine 
Erhöhung der Take-up-Rate von Familien- und Sozialleistungen). 

• Dafür sollen Geld- und Sachleistungen auf allen Ebenen von Bund, Ländern und 
Gemeinden erhoben und im Hinblick auf ihre Zielgenauigkeit sowie mögliche 
Überschneidungen überprüft werden. 

• Es sollen darüber hinaus in einer ressortübergreifenden Umsetzungsstudie Wege zur 
Vereinfachung der Leistungen geprüft werden, indem Kinder als eigenständige 
Zielgruppe aus der Sozialhilfe herausgelöst und über eine bundesweit harmonisierte 
einkommensabhängige Leistung abgesichert werden. Die Maßnahmen sind dabei so 
auszugestalten, dass Erwerbsanreize der Eltern unterstützt werden. 

 

Die Bundesregierung bekennt sich zu den Zielen des Regierungsprogramms, verkennt 
dabei aber nicht die Komplexität des Vorhabens, das unter Wahrung verfassungs- und 
europarechtlicher Vorgaben umgesetzt werden soll. 

Die laufenden Gespräche werden umgehend fortgesetzt und als nächster Schritt wird im 
Oktober eine Auftaktsitzung mit den Ländern sowie den Sozialsprechern der 
Regierungsparteien stattfinden, um die nächsten Schritte zur Vereinheitlichung der 
Sozialhilfe zu besprechen.  

Zur oben genannten Umsetzungsstudie wird eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe 
unter Federführung des Bundesministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz und des Bundeskanzleramts unter Einbindung des 
Bundesministeriums für Bildung und des Bundesministeriums für Finanzen eingerichtet, 
um eine ehebaldige Beauftragung des Studienvorhabens zu gewährleisten. 

Ziel der Bundesregierung ist es, ein Inkrafttreten der Gesamtreform mit 1.1.2027 
sicherzustellen.  
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Mit dem Beschluss setzt die Bundesregierung den Startschuss zu umfangreichen Reformen 
in der Sozialhilfe, verbunden mit einer aktiven und zugleich verbindlichen 
Integrationspolitik. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

16. September 2025 

Korinna Schuhmann 
Bundesministerin 
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